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Liebe Leserinnen, 
liebe Leser, 

Unser Zeitungsprojekt haben wir im¬ 
mer wieder zurückgestellt. Die ak¬ 
tuellen Kämpfe schienen wichtiger. 
Die Muße zum Schreiben fehlte. Um 
so mehr freuen wir uns, dass jetzt die 
Erstausgabe „überleben..." vor Ihnen 
liegt. 

„überleben"... will Sie an den Fa¬ 
cetten unseres Projektes teilnehmen 
lassen, die sich nicht über aktuelle 
Pressemitteilungen und politische 
Interventionen mitteilen lassen. Wir 
wollen für Sie, unsere Unterstützerin¬ 
nen die Geschichten hinter der Ge¬ 
schichte erzählen. Wir wollen Ihnen 
die Menschen vorstellen, die uns täg¬ 
lich und immer wieder neu Kraft ge¬ 
ben. Kraft und Mut, um mitten in der 
Logik des Sachzwangs und der Kälte 
dem Ruf der Überlebenden nach Ge¬ 
rechtigkeit unsere Stimme zu leihen. 

„überleben..." lautet der Titel 
dieser auf vier Ausgaben jährlich ge¬ 
planten Publikation. Wir haben neu¬ 
tralere Titel diskutiert, die mit „Rund¬ 
brief" begannen. Wir haben pro¬ 
grammatischere Titel wie „Entschädi¬ 
gung für alle..." verworfen. Das Verb 
„überleben" scheint uns am besten 
zu beschreiben, was mit unserer 
Unterstützung organisiert wird. 

„überleben...", das beschreibt zu¬ 
nächst eine historische Leistung. Es 
waren nur die Glücklicheren, die Stär¬ 
keren, die Jüngeren, 
die es schafften zu 
überleben. Nur ih¬ 
nen gelang es die 
Lager lebend zu ver¬ 
lassen. Die meisten 
zahlten dafür einen 
hohen Preis: das La¬ 
ger hat sie nie wie¬ 
der losgelassen. 

Forsetzung Seite 2 




Protest 
vor der 
Kura¬ 
toriums¬ 
sitzung am 
4 . 4.01 

Foto: AP/Mar¬ 
kus Schreiber 


E r habe ja schon früher das Gebäude 
bewacht, beginnt der Polizist, der 
uns am frühen Morgen auf seinem 
Rundgang um das ehemalige Staatsrats¬ 
gebäude und jetzige Kanzleramt trifft. 
Der Kanzler säße gleich da oben, über 
unseren Köpfen an der windigen Ecke 
im ersten Geschoss. „Er“ sei ja viel offe¬ 
ner, esse auch schon mal eine Bratwurst 
auf dem Vorplatz (Platz der Republik - 
heute Schlossplatz), damals sei ja alles 
immer abgesperrt gewesen. Aber dass 
die Wirtschaft nicht zahle, die ja in ih¬ 
rem viel besser abgesicherten Haus 
gleich um die Ecke sitzt und deren 
Kanzler der Herr Schröder ist - das sei 
eine Schande. Und man müsse sich mal 
vorstellen, was das „politisch“ bedeute: 
Die Wirtschaft hat das Sagen. 

Was genau er damit meinte, ließ er 
offen. Ich fragte nicht nach, sicherlich 
sprach er diese Worte nicht im Dienst. 

Der Mittwochmorgen hatte gerade 
erst zaghaft begonnen. Die Auftakt¬ 
kundgebung war schon einige Stunden 
vorbei. Pünktlich 5 Minuten nach Mit¬ 
ternacht stand unsere Losung „Höchste 
Zeit - Gerechtigkeit für NS-Zwangsar- 


beiter: Endlich auszahlen“ und wir wa¬ 
ren „dazwischen“ gegangen - zwischen 
Kanzleramt und „Haus der Wirtschaft“. 
Salvatore Mario Bertorelli (siehe Seite 5) 
traf die Schülerinitiative „Missing Link“ 
aus Berlin und eine Schülergruppe aus 
Dormagen, die extra angereist war. Vol¬ 
ker Beck, die PDS, Kontakte e.V. und 
eine Frauengruppe, die bereits am 8. 
März für Zwangsarbeiterinnen vor das 
Haus der deutschen Wirtschaft zog, wa¬ 
ren mitten in der Nacht da. Kurt Gold¬ 
stein vom Internationalen Auschwitzko¬ 
mitee sprach auf der Pressekonferenz am 
Dienstag, konnte aber aus gesundheit¬ 
lichen Gründen nachts nicht teilneh¬ 
men. Drei Kamerateams und mehrere 
Reporter berichteten, so dass ehemalige 
Zwangsarbeiter in den BBC-News und 
im polnischen Fernsehen zu Wort ka¬ 
men. Viele Rundfunkstationen berichte¬ 
ten z.T. mit Live-Schaltungen und 
Interviews mit Lothar Evers. 

Nach halb • 

zwei wurde es 
dann ruhig. 

Einzelne Autos 
brausten auf 
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täglich neu zu erbringende Kraftan¬ 
strengung. Umzugehen mit den 
Schuldgefühlen angesichts der Milli¬ 
onen Toten. Anzukämpfen gegen 
die tägliche Ermattung. Nicht zu er¬ 
sticken an der Wut. Kraft zu gewin¬ 
nen für die Kämpfe des Alltags. 

Darüber werden wir in „überle¬ 
ben..." berichten. 

Bis vor einiger Zeit wäre uns 
noch eine dritte Assoziation zum Ti¬ 
tel eingefallen. Dass unser eigenes 
Projekt mitten in diesem Deutsch¬ 
land ums Überleben kämpft. 

Die gute Nachricht: Das Transpa¬ 
rent „Höchste Zeit" auf dem Foto 
der Titelseite ist bezahlt. Deshalb 
kann es jetzt jeden Montag vor dem 
Haus der Deutschen Wirtschaft de¬ 
ren Stiftungsinitiative ans Bezahlen 
erinnern. Das soll auch in Zukunft so 
bleiben. Dabei setzen wir auf Ihre 
Unterstützung. 

Herzliche Grüße, Ihr 

Lothar Evers 
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der breiten Straße, der eisige Wind pfiff 
um die Ecke. Irgendwann schaltete sich 
sogar die Beleuchtung des Kanzleramt- 
Einganges aus. Gegenüber - auf der Bau¬ 
stelle „Palast der Republik“ - huschten 
Lichtkegel hinter den PVC-Planen durch 
die Stockwerke. Einige Bauarbeiter lösten 
sich gegen halb sechs mit der Morgen¬ 
schicht ab. 

Zwei Berliner Frauen aus der PDS 
verbrachten spontan mit uns die ganze 
Nacht zwischen Kanzleramt und Haus 
der Wirtschaft. Es war die kälteste 28. 
März-Nacht in Berlin seit Beginn der sta¬ 
tistischen Messung. Das Wetter wurde 
den ganzen Vormittag nicht wirklich bes¬ 
ser. Die Stellwände kämpften weiter ge¬ 
gen den Wind. Passanten eilten an uns 
vorbei in die Tiefen der Büros des Kanz¬ 
leramts. Aber die PDS hatte für heißen 
Kaffee gesorgt und das American Jewish 
Committee für Frühstück. 

Für die Kundgebung um 12.05 Uhr 
bauten wir uns genau vor dem Kanz¬ 
leramt auf. Mehrere europäische Kame¬ 
rateams und Berichterstatter waren un¬ 
ter den rund 200 Teilnehmern, Vertreter 


von Opferverbänden waren aus Polen 
angereist. Lothar Evers, Mario Bertorelli 
und ein Schüler von „Missing Link“ 
sprachen. Der tschechische Botschafter 
Frantisek Cerny, RA Remin und Karol 
Gawlowski mahnten für die Zwangsar¬ 
beiterinnen und Zwangsarbeiter und - 
musikalisch untermalt durch Danny 
Dziuk & Co. - die sofortige Auszahlung 
der Entschädigung an. 

Unterstützt durch Kontakte e.V., die 
Plakate mit Bildern einzelner — seit Mo¬ 
naten auf ihr Geld wartender - Zwangs¬ 
arbeiterinnen und Zwangsarbeiter mitge¬ 
bracht hatten, versuchten wir die Touri¬ 
sten in ihren Bussen und auf ihren Be¬ 
sichtigungstouren durch das (ehemalige) 
Regierungsviertel zu interessieren und 
konnten am Ende des Aktionstages eine 
breite Medienresonanz erreichen, die den 
Kanzler auf seine Reise in die USA beglei¬ 
tet hat. Und dies trotz des gleichzeitigen 
Atommüll-Skandal- und Transport- 
Spektakels. Matthias Reinert 

Mehr unter: 

www.nsberatung. de/ 5nach 12 


Verlorene Würde 

Der Niederländer Klaas Touber, ehemaliger Zwangsarbeiter und Insasse 
des berüchtigten Arbeitserziehungslagers Bremen-Farge, über sein Leben 


Habe mit 15 angefan¬ 
gen zu arbeiten. Das 
war 1937. Schlosser- 
Lehrling. Im Februar 
1943 nach Deutsch¬ 
land verschleppt, 
Zwangsarbeit in der 
Bremer Vulkanwerft in Vegesack. Täg¬ 
lich Fliegerangriffe. Kein Schutzraum. 
Nachts ein hölzernes Dach über den 
Kopf. Im März Luftangriff. Fast hundert 
Tote. Danach immer Angst - bis Ende 
April 1945. Im Morgengrauen mit ge¬ 
klautem Ruderboot den Fluss entlang 
nach Bremen. Es hieß, die Engländer 
sind dort schon Herr und Meister. 

Im Sommer 1943 in Schlägerei mit 
einem deutschen Schiffsbauer ver¬ 
wickelt. Kam nach Farge, Arbeitserzie¬ 
hungslager. Geschuftet auf der Baustelle 
des U-Boot-Bunkers „Valentin“. Nach 
meiner Entlassung im Herbst wog ich 


noch 40 Kilo. Ein Freund, Piet Verbürg, 
der flir mich eingetreten war, kam nach 
Neuengamme. Dort hat man ihn er¬ 
mordet. Ich fühle mich mitschuldig an 
seinem Tod. Nach den Geschehnissen in 
Farge trug ich einen Zentner Hass mit 
mir herum. Es hat viele Jahre gedauert, 
bis ich in der Lage war, den Schalter um¬ 
zudrehen. 

Nach Kriegsende zurück nach Am¬ 
sterdam. Musste mich für 1 l /i Jahre ei¬ 
ner Kur unterziehen. Hatte Tbc. 

Ende 1946 fing ich wieder an zu ar¬ 
beiten. Wurde Zeitungsvertreter bei 
„Het Parool“, zuvor die Zeitung des 
Widerstandes. Es gab immer Krach. Ich 
war ziemlich aggressiv. Vor allem gegen¬ 
über Vorgesetzten. 56 kündigte ich die 
Stellung. Einige Monate arbeitslos. Zum 
Glück hatte ich mehrere Short-Stories 
verkauft. Während der Zeit bei „Het Pa¬ 
rool“ hatte ich angefangen zu schreiben 
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und ab und zu etwas veröffentlicht. Le¬ 
ben konnte ich davon nicht. Für meine 
erste Erzählung bekam ich 5 Gulden. 
Ende 1956 begann ich bei Olivetti als 
Büromaschinenmonteur. Ein freier Job. 
Ich war immer unterwegs. Freiheit über 
alles. Aber auch bei Olivetti gab es 
Krach mit den Vorgesetzten. Allmählich 
nahmen Albträume und Ängste Besitz 
von mir. Ich ahnte nicht, daß dahinter 
Farge steckte, die zerbrochene Würde. 
Ich wusste nicht, dass die Verbrecher im 
Arbeitserziehungslager dahinter stek- 
kten. 

Ich kündigte bei Olivetti. 1970 be¬ 
gann ich eine neue Stellung im Kirchen¬ 
büro der „Hervormde Gemeente“ in 
Hilversum. Ja, schon wieder. Wieder 
Krach. Ich vermisste meine Freiheit. Ich 
war ein Gefangener geworden in einem 
kleinen Büro. Ich hatte mich selbst ge¬ 
fesselt Der Krieg nahm mich wieder 
fester in den Griff. In dem kleinen Büro 
begann ich meine Lebensgeschichte 
aufzuschreiben. Das Manuskript „Ge- 
woon, een Amsterdammer“ ist fertig. 
Die Verleger lehnten ab. Nur ein Kapitel 
wird publiziert: „Hortensien in Farge“. 

1980 wieder arbeitslos. Nerven¬ 
krank. Arbeitsunfähig. Mehrere Jahre 
ging ich zur Psychotherapie zu Dr. Hans 
Keilson, einem jüdischen deutschen 
Arzt, der im Krieg für die niederländi¬ 
sche Widerstandsbewegung gearbeitet 
hatte. Hans Keilson hat mir geholfen, 
das Gespensterhaus, in dem ich viele 
Jahre gewohnt und gelebt habe, Stein 
für Stein abzureißen. Ab 1983 arbeitete 
ich ehrenamtlich in einer Pflegeanstalt 


für körperlich Behinderte. In der Biblio¬ 
thek. Mit den alten Leuten dort kam ich 
gut zurecht. Ebenfalls 1983 reiste ich auf 
Anregung meiner Frau nach Deutsch¬ 
land, nach Bremen, nach Vegesack. Das 
erste Mal nach dem Krieg. Ich machte 
Bekanntschaft mit Gerd Meyer, Leiter 
des Bürgerhauses in Vegesack. Eine 
Freundschaft, die immer noch andauert. 
Seitdem reisen meine Frau und ich re¬ 
gelmäßig nach Vegesack. 1997 waren 
wir zu einer Lesung im ehemaligen U- 
Boot-Bunker „Valentin“. 1999 bekamen 
meine Frau und ich den Franco-Paselli- 
Preis der Internationalen Friedensschu¬ 
le. Alles war reiner Zufall, der Kontakt 
zum Bürgerhaus, die Bekanntschaft mit 
einer Gruppe Zivilkriegsopfer in Hilver¬ 
sum. Dieser Kontakt brachte es endlich 
an den Tag: Ich war ein Zivilkriegsopfer. 
1984 nahm ich ein Gesetz für mich in 
Anspruch. Beantragungen, Untersu¬ 
chungen, Ärzte, Psychiater. Es dauerte 
mehr als drei Jahre. Dann war ich als Zi¬ 
vilkriegsopfer anerkannt. 

Farge, das Arbeitserziehungslager, 
ist für mich immer hautnah präsent. 
Aber ich habe gelernt, damit zu leben. 
Heute weiß ich, ich bin nicht nur Opfer, 
auch ein bißchen Täter. Ich war ein 
wenn auch ein sehr kleines Rädchen im 
Nazigetriebe, weil ich mitgeholfen habe, 
deutsche U-Boote zu bauen, unter 
Zwang, aber dennoch. ... Ich habe nicht 
nein gesagt. Wie schwer ist es doch, nein 
zu sagen gegen Gewalt und Unrecht? 
Wichtig ist: Ich habe endlich gelernt ge¬ 
gen meinen Hass anzukämpfen. 

Klaas Touber 



Klaas 
Touber als 
Zwangs¬ 
arbeiter, 

5. v. I. 


Italienische Internierte wollen 
Entschädigung 

Rund 45 000 Italiener, zu 90 Prozent 
ehemalige Soldaten, wollen in 
Deutschland Entschädigung für erlit¬ 
tene Zwangsarbeit beantragen. Dies 
teilte in Rom eine Sprecherin der 
International Organisation für Mi¬ 
gration (IOM) mit. Zwar könnten Sol¬ 
daten eigentlich keine Entschädi¬ 
gung verlangen, so lOM-Sprecherin 
Simona Moscarelli, aber in diesem 
Fall sei den Soldaten der Status von 
Kriegsgefangenen aberkannt wor¬ 
den. Sie wurden deshalb nicht in 
Kriegsgefangenen- sondern in Ar¬ 
beitslagern eingesperrt. Bei den Sol¬ 
daten handelte es sich um sogenann¬ 
te „italienische Militärinternierte", 
die jeglicher Rechte beraubt waren. 
Sie hatten sich geweigert, eine „Ver¬ 
pflichtungserklärung" zu unter¬ 
schreiben, die folgenden Wortlaut 
hatte: 

„Ich bekenne mich hiermit zur 
republikanischen Idee des republika¬ 
nischen faschistischen Italien und er¬ 
kläre mich freiwillig bereit, mit den 
Waffen in dem neu aufzustellenden 
italienischen Heer des Duce zu kämp¬ 
fen, ohne Vorbehalt auch unter 
deutschem Oberkommando, gegen 
den gemeinsamen Feind des republi¬ 
kanisch-faschistischen Italiens, des 
Duce und des Großdeutschen Rei¬ 
ches". 

Wer sich weigerte zu unterzeich¬ 
nen, landete zwischen 1943 und 
1945 in Konzentrations- und Arbeits¬ 
lagern der Nazis. 

Protest vor dem Haus 
der Wirtschaft 

Mahn- und Protestwache für die so¬ 
fortige Auszahlung von Entschädi¬ 
gung an die ehemaligen Zwangsar¬ 
beiterinnen und Zwangsarbeiten Je¬ 
den Montag vor dem Haus der Wirt¬ 
schaft in Berlin, jeweils 16.00-17.30 
Uhr Kontakt Maren Cronsnest, 

Tel.: 0170/594 12 53 
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Anpacken, was zu tun war 

Hans Frankenthal 15.6.1926-22.12.1999 



Hans Frankenthallangjähriger Vorsitzender 
Für ihn kommt die Entschädigung zu spät. 


des Bundesverbandes. 
Foto: Edward Hillel 


W er kennt Schmallenberg im Sau¬ 
erland? Ein paar Kurgäste viel¬ 
leicht, ein paar Skifreunde aus dem 
Ruhrgebiet, die früh am Sonntag ein- 
treffen, um den Schnee zu genießen. 

Schmallenberg ist eine überschau¬ 
bare Stadt. Anfang der dreißiger Jahre 
lebten hier unter den zweieinhalbtau¬ 
send Einwohnern elf jüdische Familien 
mit rund 50 Angehörigen. Die meisten 
arbeiteten im Viehhandel. 

Für uns ist Schmallenberg zum 
Mikrokosmos für nationalsozialistische 
Verfolgung, Shoah und die Bigotterie der 
fünfziger Jahre geworden. Diese Einsich¬ 
ten verdanken wir Hans Frankenthal, 
der 1997 Vorsitzender des Bundeverban¬ 
des Information und Beratung für NS- 
Verfolgte geworden war. In Dortmund 
ist er im Dezember 1999 gestorben. Hier 
an dieser Stelle, in der ersten Ausgabe 
unserer neuen Zeitschrift „ überleben 
sei noch einmal an ihn erinnert. 


Schmallenberg, trügerische 
Sicherheit für Deutschlands 
assimilierte Juden. 

Hans’ Vater Max wird 1910 als erster 
Jude Vizekönig der Schmallenberger 


Schützen, nimmt mit seinen Brüdern am 


ersten Weltkrieg 
teil, wird mit dem 
Eisernen Kreuz II. 
Klasse ausgezeich¬ 
net. „Ich bin ein 
stolzer deutscher 
Jude. Uns kann 
nichts passieren. 
Ich habe für mein 
Vaterland ge¬ 
kämpft.“ An diese 
Worte erinnert sich 
der Sohn Hans 
noch Jahre nach 
der Katastrophe. 

Mit zwölf Jah¬ 
ren erlebt Hans am 
10. November 
1938 das Pogrom. 
Der Vater, nach Sachsenhausen ver¬ 
schleppt, kommt als gebrochener Mann 
zurück. Die Mutter versucht sich das Le¬ 
ben zu nehmen. 

Am 1. März 1943 werden die Juden 
des Sauerlandes über Dortmund nach 
Auschwitz deportiert. Über Details der 
Fahrt im Viehwaggon hat Hans nie spre¬ 
chen können. Auf der Rampe trägt der 
Vater den Geschwistern Hans und Ernst 
auf, nach Schmallenberg zurückzukeh¬ 
ren, sollten sie dieses Inferno überleben. 
Hans hat diesen Auftrag oft verflucht. 
Trotzdem ist er ins Sauerland zurückge¬ 
kehrt, als er nach Zwangsarbeit für IG 
Farben und Todesmarsch sterbenskrank 
in Theresienstadt befreit wird. 

Von den 51 jüdischen Bürgern 
Schmallenbergs leben 1945 noch sie¬ 
ben. Da ist Hans gerade 19 Jahre alt. 
Keiner fragt ihn nach dem Verbleib der 
Eltern. Voller Zorn engagiert er sich in 
der KPD, legt sich mit alten und neuen 
Nazis an - bis er merkt, dass seine Ge¬ 
schichten niemand hören will. 

Danach schweigt er viele Jahre, tritt 
in die CDU ein, gründet eine Familie. 
Er will sich und seine Angehörigen inte¬ 
grieren, lässt seine Kinder taufen, wird 
selbst Mitglied fast aller Schmallenber- 
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ger Vereine, wird Vizeschützenkönig wie 
der Vater - ein normaler Bürger? 

1981 geht Hans Frankenthal in 
Rente und erlebt sein coming back. An 
den Wochenenden pendelt er regelmäßig 
nach Dortmund, besucht die Synagoge 
und wird erneut zum religiösen Juden. 

Er findet die Akten über die Juden¬ 
verfolgung in Schmallenberg, liest jedes 
verfügbare Buch über Auschwitz, holt 
nach über 40 Jahren aus dem Haus des 
Schmallenberger Amtsinspektors Holt¬ 
haus, die „arisierten“ Möbelstücke der 
Familie Frankenthal. 

Jetzt ist er der sich unermüdlich ein¬ 
mischende Hans Frankenthal, Mitgrün¬ 
der und Vorstand des Auschwitz-Komi¬ 
tees, Vorstand der Jüdischen Gemeinde 
in Hagen und des Landesvorstandes jü¬ 
discher Gemeinden in Westfalen. 

Hans war eher rauh im Kontakt, 
aber sensibel in der Seele. Mit Tränen in 
den Augen bedauerte er, seinen Kindern 
zu wenig Liebe geschenkt zu haben. Sei¬ 
ne Wunden nicht versteckend, blieb er 
kraftvoll und traurig zugleich. Ein Mit¬ 
streiter, auf den man sich verlassen konn¬ 
te. Einer der wusste, dass jeder ganz al¬ 
lein und täglich zu entscheiden hat, ob er 
des Menschen Mörder oder Engel sein 
will. Hans stilisierte sich nicht zum Hel¬ 
den, packte an, was zu tun war. Das war 
eigentlich immer zu viel. 

Hans Frankenthal redete mit lauter 
Stimme weiter, auch wenn ihm als kriti¬ 
schem Aktionär bei IG Farben der 
Strom abgedreht wurde. Er engagierte 
sich auf der Seite der Machtlosen und 
lachte gern über gelungene Streiche und 
kleinere und größere Erfolge. 

Um den Brei herum zu reden war 
nicht seine Sache. Mit ihm ließ es sich 
gut zwischen allen Stühlen aushalten. Er 
fehlt jetzt. Lothar Evers 

Lesetip: Hans Frankenthal „Verweigerte 
Rückkehr “ 1999 bei Fischer erschienen ,, 
unter Mitarbeit von Andreas Plake, 
Babette Quinkert und Florian Schmalz. 







„Ich käme gern als Tourist" 

S eit wir Mario Bertorelli kennen, ahnen wir, wie ein Arbeitserziehungslager (AEL) 
schmeckt. Wir lesen oft über durch Folter zerstörte Körper und Seelen. Aber der, 
nach nur sechs Wochen AEL in den Betrieb zurückgekehrte, geistig verwirrte, fast nicht 
mehr lebendige Mario, beschrieben in den Zeugenaussagen älterer italienischer Offizie¬ 
re, die mit ihm interniert waren: zu schrecklich, um es hier zu wiederholen. Viermal ist 
Mario in den letzten zwei Jahren nach Deutschland gekommen. Hat seine Verletzung 
herausgeschrien. Ein zorniger Engel, ohne Hass, ein gläubiger Katholik voller Wut. Ma¬ 
rio, der sich danach sehnt, einfach nur mit uns befreundet zu sein, als Tourist „dieses 
schöne Land“ zu bereisen, war dabei um fünf nach zwölf vor dem Kanzleramt: 


„An die Ukrainerinnen im Lager erinne¬ 
re ich mich noch gut. Von zwei Kartof¬ 
feln gaben sie mir eine ab. Ich war 18 
damals und sie so zwischen 50 und 60. 
Jetzt leben sie in Armut, einige hungern. 
Deshalb bringe ich regelmäßig ein paar 
hundert Pfund mit für ihre Soforthilfe. 

Ich bin praktizierender Katholik. 
Ich empfinde keinen Hass für die SS 
oder die Gestapo. Sogar während der 
Folter habe ich für die Erlösung der SS- 
Männer gebetet. 

Natürlich war ich glücklich, als der 
Krieg vorbei war. Ich wollte ein neues Le¬ 
ben beginnen. Aber viele meiner Freunde 
aus den Lagern haben diese Zeit nie 
überwunden. Ein guter Freund hat vor 
Schmerzen nie wieder 
laufen können. Jahrelang 
stand meinen Freunden 
das „überleben ..." ins 
Gesicht geschrieben. Vie¬ 
le starben ohne jede Er¬ 
leichterung. 

Warum hält die 
deutsche Regierung uns 
noch immer gefangen? 

Jetzt bin ich das vierte 
Mal in Deutschland. 

Eingeladen von Freun¬ 
den, aber ohne die üb¬ 
lichen Vergnügungen ei¬ 
nes Touristen. Sondern 
um mich an die schrek- 
klichste Zeit meines Le¬ 
bens zu erinnern und mit 
meinen Freunden, für 
meine Rechte zu kämp¬ 
fen. Die Alliierten haben 
mit dem Marschallplan 
Deutschland wieder auf¬ 
gebaut, aber uns verges¬ 
sen. 


Ich frage die Politiker in aller Welt: 
warum haben Sie uns vergessen? Warum 
beginnen sie nicht wenigstens jetzt mit 
Ihren Entschädigungszahlungen? Reden 
Sie mit mir Herr Kanzler Schröder. Wo 
ist Ihr Herz? Warum muss ich immer 
wieder nach Berlin kommen, die 
schrecklichsten Phasen meines Lebens 
neu durchleben? Habe ich etwa keine 
Gerechtigkeit verdient? 18 Jahre war ich 
am Tag meiner Befreiung. Jetzt bin ich 
74. Wieviele Jahre, Herr Schröder, wol¬ 
len Sie uns noch warten lassen, bevor Sie 
und Deutschlands Topmanager sich 
endlich bewegen und vielleicht so etwas 
wie Mitgefühl zeigen?“ 


Berliner Schüler geben Kredit 
an Wirtschaft 

Schüler einer Berliner Waldorf-Schu¬ 
le im Märkischen Viertel wollen der 
Stiftungsinitiative der deutschen 
Wirtschaft einen zinslosen Kredit zur 
Verfügung stellen. Die Schüler und 
Schülerinnen verstehen ihr Projekt 
„Missing Link" als Protest gegen die 
Weigerung der Unternehmer, die 
vereinbarten fünf Milliarden Mark 
der Bundesstiftung „Erinnerung, 
Verantwortung und Zukunft" zur 
Verfügung zu stellen. Das Geld aus 
der Sammelaktion soll auf ein 
Sonderkonto der Heinrich-Böll-Stif- 
tung eingezahlt werden. „Auf die¬ 
sem Geld werden keine Erwartungen 
hinsichtlich der Rechtssicherheit ru¬ 
hen", meinte Lehrer Michael Benner 
sarkastisch. Die Jugendlichen erar¬ 
beiteten ein „Manifest", das mit 
Unterstützung der Berliner Schulver¬ 
waltung an alle Rudolf-Steiner-Schu- 
len in Deutschland verschickt wird. 
Infomaterialien zum Thema Zwangs¬ 
arbeit sollen an alle Schulleiter der 
Stadt verteilt werden. Die Idee für 
„Missing Link" entstand im Ge¬ 
schichtsunterricht. 

Archiwerzeichnis 

In Zusammenarbeit mit dem Nürn¬ 
berger Archivar Gerhard Jochem 
wurden über 700 Archive in ganz 
Deutschland im Hinblick auf ihren 
Bestand zu Zwangsarbeit angeschrie¬ 
ben, und aus den Antworten ist ein 
Archivverzeichnis entstanden. Aus 
den eingehenden Antworten wurde 
eine - noch unvollständige Broschüre 
erstellt, die weiter ergänzt wird. Die¬ 
ses laufend aktualisierte Verzeichnis 
ist im Internet einzusehen 
(http://home.t-online.dehome/RIJO- 
NUE/nsbf.htm). 

Die gedruckte Broschüre „Ver¬ 
zeichnis der Nachweise für NS- 
Zwangsarbeiter(innen) bei Archiven 
und anderen Institutionen in 
Deutschland", Köln 2000, bearb. von 
Gerhard Jochem, ist zu beziehen 
beim Bundesverband Information 
und Beratung für NS-Verfolgte, Preis: 
12 Mark plus Porto. 
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Mailinglist ns-zwangsarbeit 

Bernhard Bremberger bietet seit Fe¬ 
bruar 2001 eine Mailingliste für 
Interessierte und Engagierte zum 
Austausch und zur Forschung im Be¬ 
reich Zwangsarbeit im Nationalsozia¬ 
lismus an. Um ein gewisses Niveau zu 
gewährleisten, ist es nötig, sich vor¬ 
her anzumelden. Anmeldende soll¬ 
ten sich der Mailingliste vorstellen 
und Arbeitsschwerpunkte nennen. 
Die Liste ist nicht zensiert. Das heißt, 
es gibt keine Vorkontrolle der Beiträ¬ 
ge, jedes Mitglied kann Beiträge an 
die Liste schicken. 

Anmeldungen laufen über die 
e-mail-Adresse: 

liste@zwangsarbeit-forschung.de 

Antrag im Kuratorium 

Der Antrag des Bundesverbandes als 
Mitglied des Kuratoriums der Stif¬ 
tung „Erinnerung, Verantwortung 
und Zukunft" auf „differenzierte 
Rechtssicherheit" wurde bei der letz¬ 
ten Sitzung am 4.April 2001 mit 
Nichtbefassung beschieden. Der 
weiterhin bestehende Antrag lautet: 

Das Kuratorium der Stiftung 
„Erinnerung, Verantwortung und 
Zukunft" möge beschließen: 

Das Kuratorium der Stiftung „Er¬ 
innerung, Verantwortung und Zu¬ 
kunft" bittet den Deutschen Bundes¬ 
tag sicherzustellen, dass noch vor Be¬ 
ginn seiner Sommerpause Auszah¬ 
lungen aus der Stiftung an Überle¬ 
bende ausgezahlt werden können. 

Er wird gebeten, in diesem Zu¬ 
sammenhang zu prüfen, ob eine 
Freigabe der in § 9 verzeichneten 
Leistungskategorien differenziert 
nach dem Stand der erreichten 
„Rechtssicherheit" erfolgen kann. 
Sollte diese Beurteilung zu einem ne¬ 
gativen Ergebnis kommen, sollte das 
Gesetz noch vor der Sommerpause 
dahingehend geändert werden, dass 
eine solche getrennte Vergabe für 
die Bereiche „Versicherungen", 
„Banken" und „Zwangs- und Skla¬ 
venarbeit" erfolgen kann. Materia¬ 
lien zu unserer Arbeit im Kuratorium 
schicken wie Ihnen gern zu. 
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Isar 12: Initiative gegen 

zahlungsunwillige Firmen 


D och, das tut weh. Auch einem Bril- 
len-König. Da tun sich einige Bür¬ 
ger zusammen und beschließen aktiv zu 
werden. „Stadtteilinitiative Isar 12“ nen¬ 
nen sie sich. In ihrem Wohnumfeld 
fahnden sie nach Unternehmen, die in 
der Nazi-Zeit Frauen und Männer als 
Sklavenarbeiter beschäftigt haben und 
heute so tun, als sei nichts gewesen. 

In München fing alles mit der Fir¬ 
ma Rodenstock an. 

Der Firmenchef ist 
immerhin Präsident 
der Vereinigung der 
Bayrischen Wirtschaft. 

Ein erster Flugblatt- 
Text entsteht, Prototyp 
für weitere, die folgen 
werden: „Die deut¬ 
schen Unternehmen, 
die sich skrupellos an 
der Arbeit dieser Men¬ 
schen bereichert ha¬ 
ben, können sich jetzt 
für den vergleichsweise 
lächerlichen Anteil von 
fünf Milliarden Mark 
am Zehn-Milliarden- 
Fonds von ihrer mora¬ 
lischen und finanziel¬ 
len Verantwortung 
freikaufen... Wir for¬ 
dern die Firma Roden¬ 
stock auf: Beteiligen 
Sie sich unverzüglich 
mit einer angemesse¬ 
nen Summe am Ent¬ 
schädigungsfonds. Ma¬ 
chen Sie die Höhe ih¬ 
res Beitrages öffentlich. 

Öffnen auch Sie allen 
interessierten Bürge¬ 
rinnen Ihr Firmenarchiv...“ 

Fast zeitgleich teilte die Firma Ro¬ 
denstock mit, sie sei der Stiftungsinitia¬ 
tive beigetreten. 

Ende März 2000 wurde in der 
Münchener Innenstadt ein Plakat ge¬ 
klebt, das die Frage stellte: „Wäscht 
Roeckl seine Handschuhe in Un¬ 


schuld?“ Es handelte sich hier um die 
Handschuhfabrik J. Roeckl, die in der 
NS -Zeit ein eigenes Ostarbeiterlager für 
150 Personen unterhielt. Der jetzige Fir¬ 
menchef Stefan Roeckl reagierte 
prompt. Er teilte der Stadtteilinitiative 
Isar 12 seine große Betroffenheit mit. 
Sein Vater habe ihm nie Informationen 
zu dieser Thematik auf den Schreibtisch 
gelegt. Roeckl drohte „Isar 12“ mit ge¬ 
richtlichen Schritten, 
falls sie ihre „Hetzkam¬ 
pagne“ nicht unverzüg¬ 
lich einstellte. Aber: Er 
erwähnte auch, dass die 
Firma nunmehr der 
Stiftungsinitiative bei¬ 
getreten sei und einen 
namhaften Betrag über¬ 
wiesen habe. 

Ebenfalls mit 
rechtlichen Schritten 
drohte die Firma Ku- 
stermann der Initiative. 
Kustermann hatte min¬ 
destens 61 sowjetische 
Kriegsgefangene und 
zahlreiche französische 
Zivilisten in ihrer Ei¬ 
sengießerei eingesetzt. 
Dennoch: Auch die Fir¬ 
ma Kustermann teilte 
mit, sie sei nunmehr 
der Stiftungsinitiative 
beigetreten. 

Plakate mit dem 
Titel „Zwangsarbeit 
macht Loden-Frey“ 
konfrontierten die Fir¬ 
ma Loden-Frey mit ih¬ 
rer NS-Vergangenheit. 
Auf dem Firmengelän¬ 
de in der Osterwaldstraße unterhielt das 
Unternehmen damals ein Nebenlager 
des KZ Dachau. Auch hier kam Post 
von einer Anwaltskanzlei. Tenor: Die 
verschiedenen Loden-Frey-Firmen hät¬ 
ten rechtlich nichts mit einander zu tun. 
Dennoch, so ließen die Anwälte verlau¬ 
ten, hätten sich die beiden Firmen aus 



























ethischen Gründen gemeinsam ent¬ 
schlossen, dem Fonds der deutschen Stif¬ 
tungsinitiative einen sechsstelligen Be¬ 
trag zu überweisen. Vor dem Beitritt 
zum Stiftungs-Fonds hatten die beiden 
Loden-Frey-Firmen versucht, sich von 
der Liste des American Jewish Commitee 
streichen zulassen. Begründung: Sie hät¬ 
ten nie Zwangsarbeiter beschäftigt. 

Im Mai 2000 klebte „Isar 12“ 300 
Plakate in der Umgebung der Firma 
Opel- Häusler. Auch hier antwortete ein 
Rechtsanwalt: Die Stadtteilinitiative 
wurde aufgefordert, binnen fünf Tagen 
eine Unterlassungs- und Verpflichtungs¬ 
erklärung zu unterschreiben. Bei Zu¬ 
widerhandlung wurde mit einer Strafe 
von 10 000 Mark gedroht. Opel Häusler 
behauptete, nie Zwangsarbeiter beschäf¬ 
tigt zu haben. Dabei hatten die Fahnde¬ 
rinnen von „Isar 12“ zweifelsfrei heraus¬ 
gefunden, dass die Firma damals das 
Sammellager VI des Rüstungskomman¬ 
dos in der Landsberger Straße 372 ver¬ 
waltete. Dort waren im September 1944 
200 russische Kriegsgefangene und 448 
meist osteuropäische Zwangsarbeiterin¬ 
nen untergebracht. „Isar 12“ wiederholte 
seine Behauptungen in einem Antwort¬ 
schreiben. Die Firma hüllte sich in 
Schweigen. Die Initiative machte die 
Stadt München auf Opel Häusler und 
das Bauunternehmen Riebel, ebenfalls in 
geschäftlichem Kontakt mit der 
Stadt, aufmerksam. Opel-Häus¬ 
ler liefert Autos für den städti¬ 
schen Fuhrpark. Im Schreiben 
an die Stadt heißt es: 

„Wir würden es sehr begrü¬ 
ßen, wenn Sie unser Anliegen 
unterstützen und die beiden ge¬ 
nannten Unternehmen tatkräf¬ 
tig zu einem Beitritt in den von 
der deutschen Wirtschaft einge¬ 
richteten Entschädigungs-Fonds 
bewegen könnten....“ 

Obwohl das Gegenteil be¬ 
wiesen ist, behauptet die Firma 
steif und fest, sie sei ein Nach¬ 
kriegsunternehmen. Einen Bei¬ 
tritt zur Stiftungsinitiative lehnt 
sie nach wie vor ab. 

Auch die Löwenbräu-Brau- 
erei in München sah keinen An¬ 
lass, der Stiftungsinitiative bei¬ 
zutreten und an den Entschädi¬ 


gungs-Fonds zu zahlen. Dabei beschäf¬ 
tigte das Brauhaus mindestens 132 
Zwangsarbeiter (innen), die in dem 
Unternehmen die schwersten Arbeiten 
leisten mussten. Nach einem Interview 
mit dem Vorstandsvorsitzenden Jobst 
Kayser-Eichberg in der tageszeitung 
(„Mich im Einzelnen damit ausein¬ 
anderzusetzen, dazu fehlt mir ehrlich ge¬ 
sagt die Zeit...“) klebte „Isar 12“ in der 
Nähe von Löwenbräu hunderte Plakate. 
Die Grünen im Stadtrat forderten, Fir¬ 
men, die nachweislich Zwangsarbeite¬ 
rinnen beschäftigten und nicht zahlten, 
von der Vergabe öffentlicher Aufträge zu 
streichen. Löwenbräu droht damit der 
Ausschluss vom Oktoberfest. Wenige 
Wochen später tauchte Löwenbräu auf 
der Mitglieder-Liste der Stiftungsinitia¬ 
tive auf. 

„Isar 12“ in einem Resümee seiner 
Aktionen: „Bisher waren die meisten un¬ 
serer Aktionen erfolgreich. Allerdings 
nicht etwa deshalb, weil sich die Inhaber 
der angeprangerten Unternehmen ihrer 
moralischen Verantwortung bewusst ge¬ 
worden wären - ausschlaggebend für ihre 
Entscheidung, dem Entschädigungs- 
Fonds beizutreten, war letztlich die 
Angst, ein Imageverlust könnte sich auf 
die Unternehmensgewinne auswirken.“ 
Alexander Goeb 


Erste Kritiker (in) der 
Stiftungsinitiative 

(FR 15. März 2001) „Nachdem die er¬ 
forderliche Summe für den Fonds 
beisammen ist, gehört sie auch 
schnellstmöglich ausgezahlt", forder¬ 
te der Vorstandssprecher der Beteili¬ 
gungsgesellschaft der Gewerkschaf¬ 
ten (BGAG), Rolf Freyberg, am 14. 
März in Frankfurt am Main. Darauf 
hätten jetzt vor allem die betagten 
NS-Opfer „einen Anspruch". Die 
BGAG beteiligt sich an der Stiftungs¬ 
initiative mit 5,5 Millionen Mark. 

Wenn der im Februar 1999 ge¬ 
gründete Zusammenschluss der Kon¬ 
zerne weiterhin auf dem Verlangen 
nach Rechtssicherheit gegen Sammel¬ 
klagen herumreite, könnte dies „die 
moralische Dimension des Projektes 
selbst in Frage stellen", rügte Frey¬ 
berg. Imageschäden für die Wirt¬ 
schaft hätten jene zu verantworten, 
„die aus der Entschädigung der 
Zwangsarbeiter ein Geschäft ge¬ 
macht haben". Die Nutznießer seien 
die Unternehmen, die während des 
Nationalsozialismus Zwangsarbeiter 
beschäftigt hatten „und nun Rechts¬ 
sicherheit" vor Klagen bei US-Gerich- 
ten bräuchten. „Wenn diese Firmen", 
zumeist die Gründungskonzerne der 
Stiftungsinitiative, „jetzt den Topf 
auffüllen, damit der Pegel auf fünf 
Milliarden steigt, ist das ihre selbst¬ 
verständliche Pflicht und keineswegs 
ein uneigennütziger Akt humaner 
Gesinnung", sagte Freyberg. 

„Leben verboten" 

Gerade erschienen ist die Geschichte 
unseres Vorstandsmitglieds, Profes¬ 
sor Felix Kolmer. Sie beschreibt das 
Lebensschicksal eines Überlebenden 
des Holocausts, eines Prager Juden. 
Felix Kolmer überstand die Qualen 
dreier Konzentrationslager: There¬ 
sienstadt, Auschwitz und Friedland. 
Sie hinterließen tiefe und bleibende 
Narben, seinen Willen, unter allen 
Umständen zu überleben, konnten 
sie jedoch nicht brechen. 

Seine Erzählungen im Rahmen 
des von Steven Spielberg initiierten 
audiovisuellen Projektes „Survivors 
of the Holocaust" bilden die Grund- 
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läge des knapp hundertseitigen Bu¬ 
ches. Sie werden durch die Geschich¬ 
te der Verhandlungen über die Ent¬ 
schädigung der Opfer des 2. Welt¬ 
krieges und ein Gespräch mit Felix 
Kolmer, der persönlich an den Ver¬ 
handlungen beteiligt war, ergänzt. 
Jan Rakytka: Leben Verboten (Zit za- 
käzäno). 2001. Wenden Sie sich bitte 
bei Interesse an den Bundesverband. 

Noch enger Zusammen¬ 
arbeiten ... Hans Koschnik im 
Bundesverband 

Hans Koschnik, als Nachfolger von 
Hans-Jochen Vogel neuer Vorsitzen¬ 
der des Projektes „Gegen Vergessen 
- Für Demokratie" besuchte am 23. 
April 2001 die Beratungsstelle des 
Bundesverbandes in Köln. 



Im Gespräch mit dem Leiter der 
Beratung, Michael Teupen, und Lo¬ 
thar Evers wurden verschiedene Ko¬ 
operationsvorhaben der beiden Ver¬ 
eine erörtert. Bundesverband und 
„Gegen Vergessen - Für Demokra¬ 
tie" halten es für unverzichtbar, dass 
es noch vor dem Sommer zu ersten 
Auszahlungen der Stiftung „Erinne¬ 
rung, Verantwortung, Zukunft" an 
Überlebende der NS-Zwangsarbeit 
kommt. Gemeinsam haben sich Hans 
Koschnik und Lothar Evers als Erst¬ 
unterzeichner am Aufruf „Gerechtig¬ 
keit für die Überlebenden der NS- 
Zwangsarbeit - Jetzt!" beteiligt. In 
den verbleibenden Sitzungswochen 
des Deutschen Bundestages wollen 
die beiden Verbände die Abgeordne¬ 
ten des Deutschen Bundestages da- 
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Bei der Suche nicht allein lassen 


Ehemalige Zwangsarbeiterinnen und 
Zwangsarbeiter können oft keine Doku¬ 
mente vorweisen, die als Nachweis für 
ihren Anspruch auf Entschädigung gel¬ 
ten. 

Viele haben schon vor Jahren damit 
begonnen, diese Nachweise selbst zu su¬ 
chen. Allerdings stießen sie auf große 
Probleme. Das fängt schon mit der Frage 
an, ob sie sich das Porto leisten können 
für Briefe an Archive oder Institutionen, 
die diese Nachweise ausstellen. Viele 
Menschen in Osteuropa leben von Ren¬ 
ten von 20 oder 30 Mark und müssten 
sich das Geld buchstäblich vom Munde 
absparen. Dazu kommt, dass die Überle¬ 
benden oft nicht den genauen Ort an¬ 
geben können, an dem sie arbeiten 
mussten. Selbst wenn sie den Ort wissen, 
ist immer noch 
die Frage, in 
welchen Archi¬ 
ven die not¬ 
wendigen Do¬ 
kumente abge¬ 
blieben sind. 

Wie sollen sie 
das herausfin¬ 
den? 

An den 

Bundesverband wenden 
sich häufig ehemalige 
Zwangsarbeiterinnen und 
Zwangsarbeiter, die nicht 
wissen, wohin und an wen 
sie sich sonst wenden 
könnten. Die Partner¬ 
organisationen der deut¬ 
schen Stiftung, die die Aus¬ 
zahlung der Entschädigung 
übernehmen, sind nach 
dem deutschen Gesetz zur 
Errichtung dieser Stiftung verpflichtet, 
die Überlebenden bei der Suche nach 
Dokumenten aktiv zu unterstützen. Bis¬ 
her sind sie dieser Verpflichtung aber - 
gelinde gesagt - nur sehr zögerlich nach¬ 
gekommen. Oft hören wir, dass Antrag¬ 
steller einfach abgewiesen werden, wenn 
sie keine Nachweise haben. 

Hinzu kommt, dass der Internatio¬ 
nale Suchdienst des Internationalen Ro¬ 
ten Kreuzes in Bad Arolsen, der Hun¬ 


derttausende von Briefen mit Nachweis¬ 
bitten vor allem aus Osteuropa bekam, 
diese vielen Anfragen nur sehr langsam 
beantworten konnte und kann, weil ihm 
die nötigen finanziellen Mittel nicht zur 
Verfügung gestellt wurden. Deshalb 
warten viele Überlebende immer noch 
auf einen Nachweis. 

Da der Bundesverband unmöglich 
flir alle Überlebende, die Nachweise 
brauchen, diese Dokumente beschaffen 
kann, haben wir im letzten Jahr über¬ 
legt, dass wir wenigstens eine Übersicht 
der Archive und Institutionen erstellen, 
wo solche Unterlagen zu finden sind. 
Damit hätten die ehemaligen Zwangsar¬ 
beiter/innen zumindest Anhaltspunkte, 
wohin sie ihre Anfragen senden können. 
Selbst ein solches Verzeichnis gab es ja 
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vorher nicht. Die Überle¬ 
benden haben meist auf 
gut Glück alle möglichen 
Stellen angeschrieben, 
die die Anfragen dann 
weiterschickten - oder 
auch nicht. Uns haben 
oft Anfragen erreicht, 
die vorher von fünf 
oder mehr Stellen hin- 
und hergeschickt wor¬ 
den waren. 

Deshalb haben wir - in Zusammen¬ 
arbeit mit dem Archivar Gerhard Jochem 
aus Nürnberg - über 700 Archive in ganz 
Deutschland angeschrieben, und aus den 
Antworten ist ein Archivverzeichnis ent¬ 
standen. Es ist natürlich nicht vollstän¬ 
dig, aber es gibt zumindest einen ersten 
Überblick - und es wird weiter ergänzt. 
Dieses laufend aktualisierte Verzeichnis 
ist im Internet einzusehen: 
httpillhome. t-online. de/home 









Aus der Archivumfrage hat sich ein 
gemeinsames Projekt des Bundesarchivs, 
des Internationalen Suchdienstes und 
des Bundesverbandes zur Nachweissu¬ 
che für ehemalige Zwangsarbeiter/innen 
ergeben. 

Selbst wenn es gelingen würde, die 
Partnerorganisationen zur aktiven 
Unterstützung der Überlebenden zu be¬ 
wegen, besteht weiter das Problem, die 
Anfragen schnell und zuverlässig an die 
zuständigen Archive zu leiten. Erschwe¬ 
rend kommt hinzu, dass gerade die Do¬ 
kumente zur Zwangsarbeit an den 
unterschiedlichsten Stellen zu finden 
sind: in Staats-, Landes-, Kreis- oder 
Stadtarchiven, bei Einwohnermelde-, 
Arbeits- oder Standesämtern, bei den 
Sozialversicherungen usw. usw. Mit 
dem Projekt soll eine Struktur geschaf¬ 
fen werden, die dafür sorgt, dass die An¬ 
fragen ohne größere Umwege - und da¬ 
mit Zeitverlust - an die richtige Stelle 
gelangen. Ein grob skizzierter Ablauf 
sähe so aus: Die Partnerorganisationen 
- die inzwischen vertraglich zugesichert 
haben, dabei mitzuarbeiten - werden 
elektronische Listen mit den Anfragen 
an den Internationalen Suchdienst sen¬ 
den, weil dort der größte und umfas¬ 
sendste Bestand an Dokumenten vor¬ 
handen ist. Wird dort etwas gefunden, 
reicht das in den meisten Fällen als 
Nachweis aus und es wird eine Bestäti¬ 
gung an die zuständige Partnerorganisa¬ 
tion geschickt. Wird dort nichts gefun¬ 
den - und erste Probeläufe haben ge¬ 
zeigt, dass das bei mehr als der Hälfte 
der Anfragen der Fall sein wird -, geht 
wiederum eine elektronische Liste an 
ein Verteilzentrum, das die Aufgabe hat, 
die Anfragen nach Bundesländern zu 
sortieren. Alle 16 Bundesländer - und 
auch die evangelische und katholische 
Kirche - haben inzwischen Koordinie¬ 
rungsstellen eingerichtet, die diese An¬ 
fragen dann weiterleiten an die lokalen 
Archive. 

Der Bundesverband wird in diesem 
Projekt zum einen die Verteilung der 
vom Internationalen Suchdienst weiter¬ 
geleiteten Anfragen an die Koordinie¬ 
rungsstellen in den Bundesländern 
übernehmen. Das geschieht zusammen 
mit dem Bundesarchiv, das die Bearbei¬ 
tung von zweifelhaften Anfragen über¬ 


nimmt und die Weiterleitung an auslän¬ 
dische Archive, z.B. in den ehemals vom 
Deutschen Reich besetzten Gebieten. 
Darüber hinaus werden wir versuchen, 
in Zusammenarbeit mit Archivar/innen 
und Historiker/innen weitere bisher 
nicht bekannte Archivbestände zu fin¬ 
den und zu erschließen. Es werden ja 
immer noch fast täglich neue Aktenbe¬ 
stände entdeckt, da ist also noch viel zu 
tun - gerade auch was Firmenarchive 
angeht. Da ist wohl auch noch viel 
Überzeugungsarbeit zu leisten, um das 
Recht der Überlebenden auf Aktenein¬ 
sicht durchzusetzen. 

Geht man davon aus, dass ungefähr 
eine Million Überlebende einen Antrag 
stellen, benötigt auch nach der Bearbei¬ 
tung durch den Internationalen Such¬ 
dienst fast die Hälfte aller Antragstel¬ 
ler/innen noch Dokumente. Das wären 
etwa eine halbe Million Überlebende, 
für die in den lokalen Archiven Nach¬ 
weise gefunden werden müssen. Ob¬ 
wohl große Eile geboten ist, muss das 
Projekt ganz neu aufgebaut werden, weil 
es so etwas bisher nicht gegeben hat. 
Unser Ziel ist innerhalb von zwei Jahren 
die Nachweise zu finden, weil das unge¬ 
fähr die Zeit ist, in der die Überleben¬ 
den noch Dokumente nachreichen kön¬ 
nen. Dieser Zeitraum ergibt sich daraus, 
dass die Auszahlung der Entschädigung 
in zwei Raten erfolgt - und die zweite 
Rate erst nach Bearbeitung aller einge¬ 
gangenen Anträge erfolgt. Bis dahin 
können noch Dokumente nachgereicht 
werden. 

Alle Überlebenden können ihren 
Antrag stellen, auch wenn sie noch keine 
Nachweise haben - und sie sollten das 
auch unbedingt tun, damit sie die An¬ 
tragsfrist einhalten. 

Hinsichtlich der Finanzierung hat 
das Kuratorium der deutschen Stiftung 
„Erinnerung Verantwortung und Zu¬ 
kunft“ beschlossen, für diesen Zweck 
Geld zur Verfügung zu stellen. Das Pro¬ 
jekt ist inzwischen dem Vorstand der 
Stiftung vorgestellt worden, und es be¬ 
steht prinzipielle Einigkeit über eine 
Förderung. Darüber hinaus haben wir 
begonnen, mögliche Sponsoren anzu¬ 
sprechen, und die ersten Zusagen sind 
schon eingegangen. 

Andreas Plake 


von überzeugen, dass „ausreichende 
Rechtssicherheit" für den Bereich NS- 
Zwangsarbeit bereits seit November 
2000 besteht. Die amerikanischen 
Sammelklagen wurden zu diesem 
Termin eingestellt, nur noch einige 
spezielle Fragen im Bereich der Ver¬ 
mögensschäden durch deutsche Ban¬ 
ken und Versicherungen sind zu klä¬ 
ren. 

Zusammenarbeiten werden die 
Vereine auch bei Projekten im Be¬ 
reich des Fonds „Erinnerung, Verant¬ 
wortung, Zukunft". Unter anderem 
planen sie den gemeinsamen Aufbau 
eines Netzwerkes der Organisation 
der Überlebenden in Mittel- und Ost¬ 
europa sowie kulturelle Projekte. 

Richtlinienänderung beim 
Härtefonds für NS-Verfolgte in 
Nordrhein-Westfalen 

1992 gelang es dem Bundesverband 
Information und Beratung für NS- 
Verfolgte mit seinen Mitgliedsver¬ 
bänden und engagierten Poltikerin- 
nen und Politikern in Nordrhein- 
Westfalen einen Härtefonds für NS- 
Verfolgte Landeskinder durchzuset¬ 
zen. Aus diesem Härtefonds erhiel¬ 
ten seitdem mehrere tausend NS- 
Verfolgte eine Beihilfe von bis zu 
7000 DM. Hauptsächlich wurden NS- 
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsar¬ 
beiter, Sinti und Roma und jüdische 
NS-Verfolgte aus Osteuropa bei der 
Vergabe der Mittel berücksichtigt. 

Sie waren aus formalen Gründen 
vom Bundeshärtefonds ausgeschlos¬ 
sen oder hatten nur geringfügige 
Summen erhalten. Der Bundesver¬ 
band hat seit Beginn des Härtefonds 
einen Sitz in dem paritätisch besetz- 


Die wichtigsten Verbesserungen 

■ Wegfall des Stichtages zugunsten 
eines einjährigen Wartejahres 

■ Weiterführung der monatlichen 
Beihilfe bei Umzug in ein anderes 
Bundesland aus gesundheitlichen 
Gründen 

■ Anhebung der Einkommensgren¬ 
ze bei monatlichen Leistungen 

■ Vorläufige Zahlung an NS- 
Zwangsarbeiter von 2000 DM 
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ten Beirat des Härtefonds. So kann 
er die aus der jahrelangen Bera¬ 
tungsarbeit gewonnene Kompetenz 
beisteuern. 

Seit 1995 gewährt der Härte¬ 
fonds bei einem besonders schweren 
Verfolgungsschicksal und einer gro¬ 
ßen materiellen Notlage auch mo¬ 
natliche Beihilfen. 

Auch bei der diesjährigen, drit¬ 
ten Richtlinienänderung hat der 
Bundesverband mit Stellungnahmen 
und Gesprächen beratend mitge¬ 
wirkt. Einige der Verbesserungsvor¬ 
schläge wurden vom Innenministe¬ 
rium aufgegriffen. Damit werden die 
Zugangsvoraussetzungen für viele 
Anspruchsberechtigte weiter erleich¬ 
tert. 

Netzwerk für Überlebende 

In Zusammenarbeit mit Pax Christi, 
Gründungsmitglied im Bundesver¬ 
band Information und Beratung für 
NS-Verfolgte, hat der Bundesver¬ 
band das Projekt entwickelt, ein 
Netzwerk der Selbstorganisation der 
Überlebenden des NS-Terrors in den 
osteuropäischen Ländern aufzubau¬ 
en. 

Gerade die Überlebenden in 
Mittel und Osteuropa haben mit den 
zu Partnerorganisationen der Bundes¬ 
stiftung gewordenen ost- und mittel¬ 
europäischen Stiftungen schlechte Er¬ 
fahrungen gemacht. Ihr Misstrauen 
gegenüber den hochbürokratischen 
Strukturen ist groß. Häufig sind die 
NS-Verfolgten wegen fehlender Do¬ 
kumente ohne Hilfe abgewiesen wor¬ 
den. Gerade in den Ländern, die über 
wenig Infrastruktur verfügen und wo 
die demokratischen Routinen noch 
unterentwickelt sind, spielen die Bür¬ 
gerrechtsorganisationen und Verfolg¬ 
tenverbände eine bedeutende Rolle 
für die Betroffenen. Ziel des Projektes 
ist es, die Kommunikationsmöglich¬ 
keiten, die Informationen und die 
Durchsetzungsfähigkeit der Überle¬ 
bendenorganisation zu stärken. Auf 
Wunsch senden wir Ihnen gern mehr 
Informationen zu. 


I mmer noch warten ehemalige Zwangsar- 
beiter auf die vielfach versprochenen 
Entschädigungszahlungen aus Deutsch¬ 
land. In Weissrussland wächst unter den 
Opfern der Missmut über das bürokrati¬ 
sche Entschädigungsverfahren. 

Mildes 

Lächeln 

Minsk, im November 2000. Die beiden 
Deutschen gucken sich um 22 Uhr 13 
verdutzt an. Singen? Jetzt? Was denn? 
Wenig später brummt Lothar Evers, 
Bundesverband Information und Bera¬ 
tung für NS-Verfolgte e.V., zum Vergnü¬ 
gen der überlebenden Zwangsarbeiter 
das einzige Lied, dessen Text auch dem 
mitgereisten Reporter leidlich bekannt 
ist: „Auf der Reeperbahn nachts um halb 

• cc 

eins. 

Drei ältere Damen, Galina Stut- 
schinskaja, 75, überlebte Auschwitz, 
Alexandra Borißova, 64, Überlebende 
von Majdanek und Nadjeshda Kosova, 
ehemalige VW-Zwangsarbeiterin, ki¬ 
chern wie Backfische. Jewgejni Stasse- 
vitsch,69, für 300 Reichsmark als Drei¬ 
zehnjähriger von Hitlers Häschern an ei¬ 
nen deutschen Bauern zur Frohnarbeit 
verhökert, setzt sein schwarzes Akkorde¬ 
on ab, greift ein Glas Wodka und sagt 
trocken: „Wir haben das ganze Leben 
gelitten, aber wir haben unsere Lieder.“ 
Evers, der sich seit über zehn Jahren 
für die bisher vergessenen Opfer der 
Nazi-Diktatur einsetzt, war Ende No¬ 
vember vergangenen Jahres nach Minsk 
gereist, um den letzten überlebenden 
Zwangsarbeitern die Entschädigungs¬ 
prozedur der Bundesstiftung „Erinne¬ 
rung, Verantwortung und Zukunft“ zu 
erklären. Trotz der spontanen Feier für 
die Gäste aus dem Land der Täter - ein 
schwieriges Unterfangen. 

„Warum bekomme ich nur einmal 
Geld, Lothar?“ will Albert Pawlowitsch, 
74, hartnäckig von Evers wissen. Der 
grauhaarige alte Mann, der mit seinem 
verwittertem Faltenwurf im Gesicht ei¬ 
nem Seebären gleicht, war nach zwei 
Jahren Zwangsarbeit in Hamburg aus ei¬ 
nem Unternehmen geflüchtet, das er 



Galina Stutschinskaja. 

Fotos: C. Mestmacher/Der Spiegel 


„Hanseatische Kettenwerke“ nennt. Sein 
Ausbruch endete hinter dem Tor mit der 
Inschrift „Jedem das Seine“ - im KZ Bu¬ 
chenwald, nahe Weimar. Jetzt versteht 
Pawlowitsch nicht, warum er zwar mit 
15000 Mark als zwangsarbeitender KZ- 
Häftling, nicht aber für die zwei vorher¬ 
gegangenen Jahre in Hamburg entschä¬ 
digt wird. 

Mit der Entschädigung als KZ-Häft¬ 
ling, so steht es im Gesetz der Bundesstif¬ 
tung „Erinnerung, Verantwortung und 
Zukunft“, werden alle Ansprüche aus 
Zwangsarbeit gegen Deutschland oder 
deutsche Unternehmen abgegolten. Als 
Zwangsarbeiter ohne KZ- ähnliche Haft¬ 
bedingungen, wie vermutlich in Ham¬ 
burg, erhielte Pawlowitsch etwa 5000 
Mark. Die Summen dürfen nicht addiert 
werden. 

Evers, der im Kuratorium der Bun¬ 
desstiftung sitzt, verteidigt diese Rege¬ 
lung: ,Albert, das ist so beschlossen und 
nicht zu ändern.“ Dem Deutschen ist be¬ 
wusst, dass ihn solche Sätze hart erschei¬ 
nen lassen. Besonders nachdem Albert 
Pawlowitsch von seiner verdorbenen 
Bohnenernte aus dem Garten erzählt hat. 

Die Bohnen sollten ihm über den 
bevorstehenden Winter helfen. Evers 
knurrt wütend: „Es ist unsere verdamm¬ 
te Pflicht als Deutsche, dafür zu sorgen, 
dass überlebende KZ- Häftlinge nie wie¬ 
der hungern müssen!“ Aber wie sollen 


io 
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die weissrussischen Rentner, deren erstes 
Deutschlandbild von den Schornsteinen 
in Auschwitz oder Majdanek geprägt 
wurde, mit 70 Mark im Monat ohne 
eingekochte Bohnen über den Winter 
kommen? 

Längst schon hätten die weissrussi¬ 
schen NS-Opfer einen Abschlag auf ihre 
bevorstehende Entschädigung erhalten 
können. Doch die Deutsche Wirtschaft, 
getragen von den Parteien im deutschen 
Bundestag als Gesetzgeber der Bundes¬ 
stiftung, versteckt sich hinter der Rechts¬ 
sicherheit. 

Solange nicht alle in Amerika an¬ 
hängigen Sammelklagen ehemaliger 
NS-Opfer abgewiesen worden sind, sol¬ 
len die Entschädigungszahlungen nicht 
beginnen. 

Nadjeshda Kosova, 76, versteht Vie¬ 
les auch nicht, wie sich am nächsten Tag 
im „Internationalen Bildungs- und Be¬ 
gegnungswerk“, (IBB), in Minsk zeigt. 
Umgeben von 20 ehemaligen KZ-Häft¬ 
lingen und Zwangsarbeitern fordert die 
nach Deutschland verschleppte ehemali¬ 
ge VW-Arbeiterin im Namen der belo¬ 
russischen Ostarbeiter, die Umstände 
der Zwangsarbeit müssten berücksich¬ 
tigt werden. „Es ist doch ein Unter¬ 
schied, ob ich in der Schwer- oder Che¬ 
mieindustrie arbeiten musste oder in der 
Lebensmittelindustrie. “ 

Die Frau hat klare Vorstellungen: 
Zwangsarbeit unter besonders schweren 


Umständen sollte auch ohne KZ-ähnli- 
che Haftbedingungen mit 10000 Mark, 
statt der im Gesetz vorgesehenen 5000 
Mark entschädigt werden. Evers seufzt ob 
der bekannten Forderung: „Gute Idee, 
nur zu spät. Die Schlacht ist geschlagen, 
Gesetz ist Gesetz.“ 

Wer soll das verstehen? Wer kann das 
gerecht finden? Plötzlich bricht im tristen 
Konferenzraum ein giftiger Streit unter 
den Opfern aus. Jewgejni Stassevitsch, 
69, der als Übersetzer aushilft, kommt 
mit dem dolmetschen nicht hinterher. 

„Glauben die Deutschen wir sind 
dumm?“, bricht es aus Frida Reizmann, 
Überlebende des Minsker Ghettos, her¬ 
aus. Reizman ist verbittert, weil weiss¬ 
russische Juden weniger Geld aus 
Deutschland erhalten als die Juden, die 
nach Amerika fliehen konnten. 250 
Mark monatlich statt 500, dabei kämen 
alle aus einem Ghetto, schimpft sie: 
„Wir meinen, Deutschland soll uns Op¬ 
fern ins Gesicht gucken und sich nicht 
umdrehen!“ 

Die Erregung nimmt zu, denn etli¬ 
che nichtjüdische Weissrussen sind noch 
gar nicht entschädigt worden. Wüste Sät¬ 
ze fliegen durch den Raum, die Jewgejni 
gar nicht übersetzen will. Klar ist nur so 
viel: Die unterschiedlichen Opfergrup¬ 
pen, kommunistische KZ-Häftlinge, Ju¬ 
den, Zwangsarbeiter sowie Opfer medizi¬ 
nischer Experimente fühlen sich benach¬ 
teiligt durch die gleiche Behandlung für 


Termine 

Einen Veranstaltungsüberblick zu 
NS- Entschädigungsthemen können 
wir nicht leisten. Wir stellen Ihnen 
aber Veranstaltungen vor, bei denen 
Lothar Evers oder andere Mitarbeiter 
des Bundesverbandes mitwirken. So 
bietet sich vielleicht die Gelegenheit, 
die Arbeit des Bundesverbandes und 
seine Mitarbeiter ortsnah kennen¬ 
zulernen 

29.5.01 18.30 Uhr 

Vortrag Lothar Evers „Zehn Jahre 
Unterstützung von Überlebenden 
..." Oberlandesgericht Köln, 
Reichensberger Platz 

26.6.01 18.00 Uhr 

Vortrag Lothar Evers „Entschädigung 
von Zwangsarbeiterinnen und 
Zwangsarbeitern - Verantwortung 
und Verpflichtung", Rheinisches 
Industriemuseum, Solingen, 
Mescheder Str. 289 


Wir über uns 

In loser Folge stellen wir Ihnen die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
unseres kleinen Teams vor. In dieser 
Ausgabe beginnen wir mit den bei¬ 
den Kollegen, die in diesem Jahr zu 
uns 

gestoßen sind. 

Clemens Grebe ist zum Jahresende 
aus der Arbeit des Bundesverbandes 
ausgeschieden, um sich als Rechtsan¬ 
walt niederzulassen. Er bleibt uns er¬ 
freulicherweise weiterhin als Koope¬ 
rationspartner verbunden. 

Michael Teupen, 51 Jahre alt und 
Diplom- Sozialpädagoge, hat am 
1. Januar 2001 seine Aufgaben über¬ 
nommen. Wir freuen uns, einen er¬ 
fahrenen und versierten Kollegen 
aus verschiedenen sozialen Arbeits¬ 
feldern für unser Team gewonnen zu 
haben. 

Matthias Reinert, 28 Jahre alt, Ma¬ 
gister der Geschichte und Philoso¬ 
phie betreut beim Bundesverband 
als Trainee die Internetseiten und ar¬ 
beitet seit April an dieser Zeitung 
mit. 



Albert Pawlowitsch bleibt hartnäckig. 
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Alexandra Borißova, Jewgejni Stassewitsch, Galina Stutschinskaja und Lothar Evers auf dem Weg zur 
Erinnerungsstätte an 433 Dörfer, die von den deutschen Besatzern mit der gesamten Bevölkerung 
dem Erdboden gleich gemacht wurden. 


ungleiche Schicksale. Die deutschen Ent¬ 
schädigungsregelungen entfachen einen 
beklemmenden Antisemitismus. 


Manche fragen sich, ob sie unter 
diesen Umständen überhaupt einen An¬ 
trag auf Entschädigung stellen sollen. 


„Warum sollen wir jetzt unter¬ 
schreiben,“ fragt Aleksandra Bori¬ 
ßova, 64, „dass wir auf weitere 
Forderungen verzichten müssen, 
wenn wir nicht wissen, wie viel 
Geld wir wirklich kriegen?“ 

Geduldig versucht Evers im¬ 
mer wieder, die Regeln der Bundes¬ 
stiftung zu erklären. „Keineswegs ist 
der Antrag auf Entschädigung der 
Verzicht auf weitere Forderungen 
fUr erlittenes Unrecht,“ erläutert 
der bärtige Kölner stoisch höflich. 
Dass nicht gleich die volle Summe 
ausgezahlt werde, liege halt daran, 
dass nicht klar sei, ob das Stiftungs¬ 
vermögen von 10 Milliarden Mark 
überhaupt für alle Opfer reiche. 

Er hätte aber wohl Einiges da¬ 
rum gegeben, Vertreter der hart¬ 
näckigen deutschen Wirtschaft an 
einem Abend in Minsk dabei zu 
haben. Der Abend, an dem Nad- 
jeshda Kosova, Aleksandra Bori¬ 
ßova, Jewgejni Stassevitsch und 
Galina Stutschinskaja, 76, Überle¬ 
bende von Auschwitz, den deut¬ 
schen Gästen im sechsten Stock ei¬ 
nes Plattenbaus an der Slavinskogo 
Str. 37-106, ein Fest bereiten. 

Die Gastgeberin, Nadjeshda 
Kosova, wurde von VW bereits 
mit 10000 Mark entschädigt. Das 
Geld liegt zu zwölf Prozent Zinsen auf 
der Staatsbank in Weissrussland. Es 
reicht aus, um ihre Rente zu verdoppeln. 

Das Ergebnis: eine größere 
Wohnung, ein besserer Herd 
und - größter Luxus - die 
Freiheit sich etwas leisten zu 
können, wovon Galina Stut¬ 
schinskaja nur träumen kann: 
Einfach mal in den Zirkus von 
Minsk oder ins Theater gehen 
zu können. 

„Dass es in Deutschland 
Wenigen Freude macht, Leben 
der NS-Opfer sofort positiv zu 
verändern“, sagt Evers, „verste¬ 
he ich nicht.“ Und Galina lä¬ 
chelt milde und singt ein Lied 
von den russischen Mädchen, 
die erhobenen Kopfes ins Kre¬ 
matorium gegangen sind. 
Christoph Mestmacher 
Spiegel-Redakteur 
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